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Möglichkeiten und Grenzen einer operationalen Erfolgskontrolle 
in der regionalen Wirtschaftspolitik* 

1. Einführung in die Problemstellung

Auf rd. 600/o der Fläche des Wirtschaftswunderlandes 
der Bundesrepublik Deutschland ist nach dem Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur"1 die wirtschaftliche Entwicklung för­
derungsbedürftig. 

Ergänzende Landesprogramme weisen zusätzliche Lan­
desfördergebiete aus und führen zu einer Gebietsinflation, 
die den Erfolg eill'er regionalen Wirtschaftspolitik in Frage 
stellt. 

Im Mittelpunkt des regional politischen Instrumentariums 

steht die Subvention von gewerblichen Produktionsbetrie­
ben, die in diesen Fördergebieten investieren. Mit der ge­
setzlichel1' Fixierung eines Förderungsanspruchs auf eine 
steuerfreie Investitionszulage2, die zu erheblichen Steuer­

mindereinnahmen führt, fehlt für die Flächenförderung 
nicht nur eine Erfolgskontro11e, sondern auch als letztes 
Regulativ eirre haushaltsmäßige Kontrolle. 

Zwar existiert eine Rechnungskontrolle, die eine ord­
nungsgemäße Verwendung der bewilligten Zuschüsse über­
wacht, jedoch soll eine Erfolgskontrolle nicht das „tech­
nisch formale Ergebnis, sondern den ökonomischen Er­
folg"3 ermitteln. Erst über diese Rückkoppelung und den 
damit verbundenen Ist-Soll-Vergleich ist eine effektive re­
gionale Wirtschaftspolitik denkbar (Abb. 1). 

Für die Erfolgskontrolle fehlt aber eine umfassende Re­
gionalstatistik, und die Regionaltheorie bietet keine allge­
meingültigen Beurteilungskriterien. Diese Lücke ist in er­
ster Linie darauf zurückzuführen, daß über die Wirkung 
der eingesetzten Mittel, insbesondere über den zeitlichen 
Ablauf, noch nichts Sicheres bekannt ist. Schwierigkeiten 
bei der - für eine Erfolgskontrolle notwendigen - Quantifi­
zierung der regional politischen Ziele kommen hinzu. 

Die ungenügende regionaltheoretische Hilfestellung hat 
dazu geführt, daß die Länder und der Bund in der prakti­
schen Regionalpolitik das einzig greifbare quantifizierbare 
Ziel, nämlich die Schaffull'g neuer Arbeitsplätze, als Maß­
stab ihrer regionalpolitischen Erfolgsmeldungen ausge-
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wählt haben. Diese einseitige Ausrichtung führt zu Miß­
deutungen über die Aufgaben der regionalen Wirtschafts­
politik, und es wird verständlich, daß die juristische Aus­
legung des Investitionszulagengesetzes zu dem Ergebnis 
kommt: ,,Die Schaffung von Arbeitsplätzen - nicht mehr 
und nicht weniger - ist der Inhalt des Begriffes ,volkswirt­
schaftlich besonders förderungswürdig"' 4

• Tatsächlich stellt
das Arbeitsplatzkriterium - wie die folgenden Erkenntnisse 
zeigen - für die. Regionalpolitik nur ein Zwischenziel dar 
und muß des'halb in seiner Bedeutung relativiert werden. 

2. Regionalpolitisches Zielsystem als Wertmaßstab der Er­
folgskontrolle

Eine Analyse des regionalpolitischen Zielsystems muß 
von den gesellschaftspolitischen Endzielen der Regional­
politik, nämlich soziale Gerechtigkeit, wirtschaftlicher 
Wohlstand und individuelle Freiheit, ausgehen5

. Die 
Schwierigkeiten, diese abstrakten Oberziele zu quantifizie­
ren, verlangen es, konkretere regionalpolitische Ziele abzu­
leiten (Abb. 2). Erst nach der Aufspaltung ist es möglich, 
Indikatoren für den Grad der Zielerfüllung zu finden. 

Bereits auf dieser Stufe der Konkretion wird das Interpre­
tationsspektrum der regionalpolitischen Oberziele erkenn­
bar. Zwischen den Zielel1' gesamtwirtschaftliches Wachstum 
durch optimale Faktorallokation und regionaler Wohl­
stand besteht sogar eine Zielkonkurrene. Während das Ziel 
optimale Allokatiol1' der Produktionsfaktoren die räumliche 
Mobilität fordert, ist die Erhaltung des Entwicklungspo­
tentials in den einzelnen Regionen unumgängliche Voraus­
setzung für das Ziel regionaler Wohlstand. Denn in den 
meist dünn besiedelten Fördergebieten sollte die Zuwande­
rung bzw. die räumliche Konzentration gefördert und die 
Abwanderung bzw. die Zersiedlung verhindert werden, um 
die Dichteziffern zu erreichen, die für Infrastrukturinve­
stitionen und Investitionen im tertiären Bereich notwendi­
ge Mindestwerte darstellen. 

Der Zielkonflikt besteht alllerdings dann nicht mehr, 
wenn man 

- der wissenschaftstheoretischen Auffassung folgt, daß die

„systemorientierte Konzeption wegen der mangelhaften
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